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BGB §§ 823 Bf, 826 Gi; EheG §§ 29, 33, 37

Zur Schadensersatzpflicht der Ehefrau, die ihrem 
Ehemann vor der Eheschließung vorgespiegelt hat, 
daß nur er als Vater des von ihr erwarteten Kindes 
in Frage komme.
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Der IV b - Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 8, April 1981 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Grell und die Richter 
Portmann, Lohmann, Dr. Seidl und Dr. Blumenröhr

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das 
Urteil des 3- Zivilsenats des Ober­
landesgerichts Hamm vom 11. Juni 1979 
aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur neuen 
Verhandlung und Entscheidung, auch über 
die Kosten des Revisionsverfahrens, an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Parteien unterhielten im Jahre 1964 intime 
Beziehungen zueinander, die sich gegen Ende des Jahres 
abkühlten, weil sich die Beklagte mit ihrem französischen 
Sprachlehrer L. angefreundet hatte. Zu Silvester 1964 
erklärte die Beklagte dem Kläger, daß sie schwanger sei, 
wobei sie beteuerte, das Kind könne nur vom Kläger stammen, 
da es sich bei ihrer Beziehung zu L. nur um eine harmlose 
Freundschaft gehandelt habe.
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Am 10. August 1965 schlossen die Parteien die Ehe 
miteinander, nachdem die Beklagte auf Verlangen des 
Klägers eine schriftliche Erklärung mit folgendem Wort­
laut unterzeichnet hatte:

Ich ... erkläre hiermit, daß ich einzig und 
allein mit meinem zukünftigen Mann, Herrn 
Udo N^|^, geschlechtlich verkehrt habe. So­
mit kann dieser nur als Vater meines Kindes 
gelten. Eine Vaterschaft Dritter ist daher 
völlig ausgeschlossen. Im Bewußtsein der 
rechtlichen Folgen dieser Erklärung gebe 
ich diese im Besitz meiner geistigen und 
physischen Kräfte ab.

Am 7. September 1965 brachte die Beklagte eine Tochter 
zur Welt. Am 29. Februar 1968 wurde die Ehe der Parteien 
geschieden.

Durch Urteil vom 9. September 1977 wurde auf eine 
Anfechtungsklage des Klägers rechtskräftig die Nicht­
ehelichkeit der Tochter der Beklagten festgestellt, nach­
dem ein im Rechtsstreit eingeholtes Blutgruppengutachten 
ergeben hatte, daß der Kläger nicht der Erzeuger des Kindes 
sein kann.

Der Kläger nimmt nunmehr die Beklagte auf Erstattung 
der Unterhaltsleistungen in Anspruch, die er dem Kind 
für die Zeit ab 1. Oktober 1970 gewährt hat; ferner 
begehrt er die Erstattung der ihm aus den Unterhalts­
prozessen entstandenen Kosten. Er hat behauptet, die 
Beklagte habe ihn durch die Vorspiegelung, daß nur er als 
Vater des von ihr erwarteten Kindes in Frage komme, zur 
Eheschließung bewogen und ihrer Absicht gemäß erreicht, 
daß er dem Kinde Unterhalt habe leisten müssen.
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Die auf Zahlung von insgesamt 31.455*81 DM nebst 
Zinsen gerichtete Klage ist in den Vorinstanzen erfolg­
los geblieben. Mit der (zugelassenen) Revision verfolgt 
der Kläger sein Begehren weiter.

Entscheidungsgründe:

Die Revision führt zur Aufhebung des angefochtenen 
Urteils und zur Zurückverweisimg der Sache an das 
Berufungsgericht.

I.
Das Berufungsgericht hat es dahingestellt gelassen, 

ob die Beklagte den Kläger - wie von diesem behauptet - 
durch arglistige Täuschung zur Eheschließung bestimmt und 
damit ihrer Absicht gemäß erreicht hat, daß der Kläger 
ihrem Kind Unterhalt leisten mußte. Es hat die Klage auch 
bei Unterstellung dieses Sachverhalts für unbegründet 
erachtet und dies wie folgt gerechtfertigt;

Das Schuldrecht und insbesondere das Recht der uner­
laubten Handlungen greife nicht ein, soweit familienrecht­
liche Verhältnisse abschließend in den Bestimmungen des 
Familienrechts geregelt seien. Dies sei bei der Verletzung 
der durch die Ehe begründeten Pflichten der Fall. Ebenso 
habe es der Gesetzgeber bei Aufhebung der Ehe für den Zeit­
raum des Bestehens der Ehe bei deren vermögensrechtlichen 
Wirkungen bewenden lassen wollen. Nach diesen Grundsätzen 
seien auch im vorliegenden Fall Ersatzansprüche ausgeschlossen.
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Das Gesetz trage der rechtskräftigen Feststellung der 
Nichtehelichkeit des Kindes in § 1615 b BGB durch den 
zu Gunsten des Scheinvaters angeordneten Forderungs­
übergang Rechnung. Rückgriffsansprüche gegen die Mutter 
habe der Gesetzgeber nicht vorgesehen. Das müsse auch 
für den Fall einer arglistigen Täuschung vor der Ehe­
schließung gelten, die in die Ehe hinein fortwirke. Für 
das Verlöbnis seien die Ersatzpflichten in den §§ 1298,
1299 BGB abschließend geregelt. Die Zulassung von Schadens­
ersatzansprüchen aufgrund der Täuschung würde dazu führen, 
daß tatsächlich die Ehe als nicht geschlossen anzusehen 
wäre, was nicht zugelassen werden könne. Im übrigen 
seien Schadensersatzansprüche aufgrund der behaupteten 
Täuschung jedenfalls deshalb ausgeschlossen, weil die 
Ehe nicht wegen arglistiger Täuschung aufgehoben worden 
sei. Ebenso wie Ansprüche aus unerlaubter Handlung seien 
auch alle anderen, auf das gleiche Ziel gerichteten 
Ansprüche ausgeschlossen,etwa solche aus Geschäftsführung 
ohne Auftrag, ungerechtfertigter Bereicherung oder 
Verschulden bei Vertragsschluß.

II.

Diese Ausführungen halten der rechtlichen Nachprüfung 
nicht stand.

1. Zutreffend ist der Ausgangspunkt des Berufungs­
gerichts, daß im Bereich familienrechtlicher Beziehungen 
schuldrechtliche Ersatzansprüche, insbesondere Schadens­
ersatzansprüche aus unerlaubter Handlung, durch abschließen 
Sonderregelungen des Familienrechts ausgeschlossen sein
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können. So hat der Bundesgerichtshof in ständiger Recht­
sprechung - entgegen einer vor allem im Schrifttum bis 
in die Jüngste Zeit vertretenen Auffassung (u.a.:
Beitzke, Familienrecht 21. Aufl. § 12 III 3 c = S. 62 f.; 
Gernhuber, Familienrecht 3. Aufl. § 17 III 3 * S. 165; 
Jayme, Die Familie im Recht der unerlaubten Handlungen 
1971, S. 223 ff.,268; weitere Nachweise, insbesondere 
der zahlreichen Beiträge von Boehmer, in BGHZ 57, 229,
231 und bei Palandt/Thomas, BGB 40. Aufl. § 823 Anm. 6 f.) - 
Schadensersatzansprüche aufgrund ehestörenden Verhaltens 
sowohl gegen den anderen Ehegatten als auch gegen einen an 
der Ehestörung beteiligten Dritten verneint (BGHZ 23, 215; 
23, 279; 26, 217; 57, 229; BGH NJW 1973, 991 = JZ 1973,
668 m. Anm. Löwisch). Ebenso hat der Bundesgerichtshof 
entschieden, daß im Falle der Aufhebung einer Ehe wegen 
Irrtums über persönliche Eigenschaften des anderen Ehe­
gatten (§32 EheG) der irrende Ehegatte auf die in §§ 29 
Satz 2, 37 EheG geregelten Rechtsfolgen verwiesen ist und 
nicht im Wege eines Schadensersatzanspruchs verlangen 
kann, so gestellt zu werden, als habe die Ehe nicht 
bestanden (BGHZ 48, 82).

2. Ein vergleichbarer Fall liegt Jedoch hier nicht 
vor. Der mit der Klage geltend gemachte Schadensersatz­
anspruch ist nicht durch familienrechtliche Regelungen 
ausgeschlossen.

a) Die Rechtsgrundsätze über den Ausschluß eines 
deliktischen Ersatzanspruchs für Schäden, die ihre 
Ursachen in Ehestörungen haben, betreffen den Klageanspruch 
nicht. Nach den genannten Grundsätzen kann ein Ehemann 
nicht aufgrund des Ehebruchs seiner Ehefrau, aus dem ein
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Kind hervorgegangen ist, von der Ehefrau oder dem am 
Ehebruch beteiligten Dritten nach dem Recht der uner­
laubten Handlungen den Ersatz des Vermögensschadens ver­
langen, der ihm infolge der Scheinehelichkeit des Kindes 
entstanden ist (BGHZ 23, 215; 26, 217; 57, 229). Ein 
solcher Anspruch steht Jedoch hier nicht in Frage. Die 
Beklagte hat das Kind vor der Ehe empfangen. Der Kläger 
stützt sein Begehren auch nicht darauf, daß sich die 
Beklagte mit einem anderen Mann eingelassen habe, sondern 
darauf, daß sie ihm vorgespiegelt habe, nur er könne der 
Vater des Kindes sein, und ihn dadurch zur Eheschließung 
bestimmt habe.

b) Aufgrund des vom Kläger behaupteten Verhaltens 
der Beklagten hätte dieser nach § 33 EheG die Aufhebung 
der Ehe wegen arglistiger Täuschung verlangen können 
(BGHZ 29, 265, 268; vgl. auch BGHZ 5, 186). Durch die 
Aufhebung wäre die Ehe nicht rückwirkend, sondern nur 
für die Zukunft aufgelöst worden (§ 29 Satz 2 EheG). Der 
Bestand der Ehe bis zur Rechtskraft des Aufhebungsurteils 
und die daraus folgenden vermögensrechtlichen Wirkungen 
der Ehe wären nach §§ 29 Satz 2, 37 EheG bestehen geblie­
ben; dies gilt nach der Neufassung des § 37 EheG durch 
das 1. EheRG in gleicher Weise wie nach der früher 
geltenden Fassung der Vorschrift.

Wenn die mit der Klage geltend gemachte Schadens­
ersatzforderung darauf gerichtet wäre, die Belastung durch 
eine vermögensrechtliche Wirkung der Ehe in diesem Sinne 
zu beseitigen,würde sich die Frage stellen, ob einem 
solchen Begehren die Regelung der §§ 29 Satz 2, 37 EheG 
entgegenstünde. Der Bundesgerichtshof hat in der bereits
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genannten Entscheidung BGHZ 48, 82 angenommen, daß der­
artige Schadensersatzansprüche während des Bestehens der 
Ehe nicht geltend gemacht werden können und auch nach der 
Aufhebung der Ehe wegen Irrtums ausgeschlossen sind. Ob 
im Falle der Aufhebung der Ehe wegen arglistiger Täuschung 
oder Drohung (§§ 33, 34 EheG) etwas anderes gelten könnte, 
hat er offen gelassen (BGHZ aaO S. 88; für die Zulassung 
von Deliktsansprüchen insoweit u.a.: Erman/Ronke, BGB 
6. Aufl § 37 EheG Rdn. 14; Gemhuber aaO § 14 VIII 5 - 
S. 144). Nicht behandelt ist in der genannten Entscheidung 
auch der Fall, daß die Ehe wegen arglistiger Täuschung 
hätte aufgehoben werden können, es jedoch nicht zur Auf­
hebung gekommen ist, weil die Ehe aus einem anderen 
Grunde aufgelöst worden ist, bevor der getäuschte Ehe­
gatte die Täuschung entdeckt hatte.

Hier kommt es jedoch auf diese Problematik nicht an. 
Die familienrechtlichen Vorschriften, nach denen im vor­
liegenden Fall der Bestand der Ehe bis zu ihrer Auflösung 
selbst im Falle der Aufhebung wegen arglistiger Täuschung 
nicht beeinträchtigt worden wäre, stehen dem Klageanspruch 
schon deshalb nicht entgegen, weil dieser - entgegen der 
offenbar vom Berufungsgericht vertretenen Auffassung - 
nicht auf die Beseitigung einer vermögensrechtlichen 
Wirkung der Ehe im dargelegten Sinne gerichtet ist. Die 
Eheschließung war zwar ursächlich dafür, daß der Kläger 
als Scheinvater zunächst mit den Unterhaltszahlungen und 
Prozeßkosten belastet wurde. Sie hatte jedoch nicht zur 
Folge, daß das Kind, das nach dem Ergebnis des Anfechtungs­
prozesses nicht vom Kläger abstammen kann, ehelich wurde 
(§ 1591 Abs. 1 Satz 2 BGB). Die Nichtehelichkeit des Kindes 
und damit auch die fehlende Unterhaltspflicht des Ehemannes
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(§§ 1589 Satz 1, 1601 BGB) konnte nach § 1595 BGB aller- 
dings erst geltend gemacht werden, nachdem die Ehelichkeit 
angefochten und die Nichtehelichkeit rechtskräftig fest­
gestellt worden war. Die Feststellung der Nichtehelichkeit 
wirkt jedoch in jeder Beziehung zurück, und zwar auch in 
die Zeit vor Auflösung der Ehe. Nicht der Scheinvater, 
sondern der Erzeuger und wahre Vater ist und war von 
Anfang an der Unterhaltspflichtige (BGHZ 57, 229, 235; 
Senatsurteil vom 8. Oktober 1980 - IV b ZR 535/80 = FamRZ 
1981, 30). Die Anfechtung der Ehelichkeit des Kindes ist 
auch in ihrer Geltendmachung vom Bestand der Ehe unab­
hängig. Der Kläger mußte die Scheinehelichkeit des Kindes 
während des Bestandes der Ehe nicht hinnehmen. Venn er 
es infolge einer Täuschung über die Abstammungsverhält- 
nisse trotzdem tat, beruht dies nicht auf einer Rechts­
wirkung der Ehe. Die Bestandskraft der Ehe bis zu ihrer 
Auflösung kann sich deshalb nicht dahin auswirken, daß 
ein auf die Täuschung über die Abstammungsverhältnisse 
gestützter deliktischer Schadensersatzanspruch aus­
geschlossen ist.

c) Auch aus sonstigen familienrechtlichen Gesichts­
punkten ergibt sich ein solcher Ausschluß nicht. Der Über­
gang des Unterhaltsanspruchs des Kindes gegen seinen 
Erzeuger auf den Unterhalt leistenden Scheinvater nach 
§ 1615 b Abs. 2 BGB schließt deliktische Ansprüche des 
Scheinvaters gegen Dritte ebensowenig aus wie Bereicherungs 
ansprüche (vgl. dazu BGHZ 43» 1, 10; Senatsurteil FamRZ 
1981, 30); der Anspruchsübergang ist gegebenenfalls unter 
dem Gesichtspunkt der Vorteilsausgleichung zu berück­
sichtigen.
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Die vom Berufungsgericht noch herangezogenen §§ 1298, 
1299 BGB sind nicht einschlägig. Sie regeln die Ersatz­
pflicht für den Fall des Rücktritts vom Verlöbnis. Zu 
diesem Regelungsbereich hat der vorliegende Schadensfall 
keine Beziehung. Im übrigen ist nicht festgestellt, daß 
die Parteien im Zeitpunkt der Täuschungshandlung verlobt 
waren.

III.

Der Sachvortrag des Klägers, dessen Richtigkeit das 
Berufungsgericht nicht geprüft hat, könnte, wenn er 
zutrifft, eine Schadensersatzpflicht der Beklagten nach 
§ 823 Abs. 2 BGB i.V. mit § 263 StGB und nach § 826 BGB 
begründen. Dabei kann es dahingestellt bleiben, ob 
bereits in der Eheschließung eine von der Beklagten durch 
die Täuschung bewirkte schädigende Einwirkung des Klägers 
auf seine Vermögenslage gesehen werden könnte (vgl. dazu 
BGHZ 48, 83, 86; RGSt 34, 86; Schönke/Schröder, StGB 
20. Aufl. § 263 Rdn. 160). Eine solche läge jedenfalls 
darin, daß der Kläger infolge der Täuschung über die 
AbstammungsVerhältnisse unbeschadet der Eheschließung 
auch davon abgesehen hat, die Ehelichkeit des Kindes 
anzufechten. Den Ersatzansprüchen steht - entgegen einer 
vom OLG Hamburg (MDR 1970, 507; gleicher Ansicht offenbar 
auch Engel, Der Rückgriff des Scheinvaters wegen Unterhalts­
leistungen 1974, S. 99, 102, 115, unter Verweisung auf 
Dieckmann, JuS 1969, 106 Fn. 65) vertretenen Ansicht - 
auch nicht entgegen, daß der Kläger vor der Anfechtung 
der Ehelichkeit seine fehlende UnterhaltsVerpflichtung nach 
§ 1593 BGB nicht geltend machen konnte. Die schädigende 
Einwirkung durch die arglistige Täuschung würde gerade 
darin liegen, daß der Kläger davon abgehalten wurde, von 
seinem Anfechtungsrecht Gebrauch zu machen.



Es kommt daher darauf an, ob die Behauptungen des 
Klägers über die Täuschungshandlung der Beklagten, die 
damit von der Beklagten verbundene Absicht und die 
dadurch bewirkten Folgen zutreffen. Da diese Prüfung 
dem Tatrichter Vorbehalten ist, muß die Sache unter 
Aufhebung des angefochtenen Urteils an das Berufungs­
gericht zurückverwiesen werden.

Dr. Grell Portmann Lohmann

Seidl Blumenrohr
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